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Begründung: 
 
Mit der Erweiterung der Baugrenzen auf der Flurnummer 1688, Gemarkung Po-
cking, soll dem Eigentümer die Möglichkeit gegeben werden, auf seinem 
Grundstück ein Wohngebäude zu errichten. 
 
Mit Wirkung vom 01.01.2007 trat das Gesetz zur Erleichterung von Planungs-
vorhaben für die Innenentwicklung der Städte in Kraft. Dieses Gesetz enthält u. 
a. eine Änderung des Baugesetzbuches (BauGB) und als Neuregelung das In-
strument des Bebauungsplans der Innenentwicklung und Nachverdichtung. Die-
ses Instrument eröffnet die Möglichkeit, Bebauungspläne im beschleunigten 
Verfahren entsprechend den Vorschriften zum vereinfachten Verfahren aufzu-
stellen, wenn die gesetzlich vorgegebenen Voraussetzungen 
vorliegen. 
 
Im Falle des Bebauungsplans "Zell" liegen diese Voraussetzungen vor: 
 
- Bei der Änderung des Bebauungsplans handelt es sich um Nachverdichtung 

einer bestehenden Innenentwicklung.  
- Die laut Bebauungsplan zulässige Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2  

Baunutzungsverordnung (BauNVO) beträgt entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 
2 Nr. 1 BauGB weniger als 20.000 m². 

- Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, 
die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) oder 
nach Landesrecht unterliegen. 

- Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 
Nr. 7 Buchst. b BauGB genannten Schutzgüter, da keine Gebiete von ge-
meinschaftlicher Bedeutung oder europäische Vogelschutzgebiete im Sinne 
des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (BNatschG) in der 
Nähe liegen. 

 
Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB kann 
im beschleunigten Verfahren von einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von 
der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 abge-
sehen werden. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 4BauGB gelten Eingriffe, die Aufgrund 
der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a 
Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-
sig und sind damit nicht ausgleichspflichtig. 


